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Vorwort 

Die Kodifikationsarbeiten der International Law Commission zum Recht der 
Staatenverantwortlichkeit haben in den letzten Jahren große Fortschritte ge-
macht. In ihrer 53. Sitzungsperiode im Jahr 2001 verabschiedete die Internatio-
nal Law Commission nach funfundvierzigjähriger  Befassung mit dem Thema 
der Staatenverantwortlichkeit die Articles on State Responsibility vollständig in 
zweiter Lesung. Ein Klassiker des Völkerrechts hat somit gerade zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt der Drucklegung hohe Aktualität. Traurige Aktualität hat die 
Völkerrechtsmaterie der Staatenverantwortlichkeit auch im Hinblick auf die 
Frage der Zurechnung von terroristischen Handlungen nach dem 11. September 
2001 erlangt, und zwar sowohl unter dem Blickwinkel der Zurechnung des Ver-
haltens privater Akteure zum Staat als auch unter dem Gesichtspunkt der eige-
nen völkerrechtlichen Verantwortlichkeit nichtstaatlicher Gruppen. Daß sich 
das Problem von Massenfluchtbewegungen nicht mit dem Ende des „Jahrhun-
derts der Flüchtlinge", wie das vergangene Jahrhundert etikettiert wird, erledigt 
hat, belegen die täglichen Nachrichten. Allein während der Zeit der Beschäfti-
gung mit meiner Dissertation bzw. kurz davor ereigneten sich unter anderem die 
Fluchtbewegungen in der Folge des Jugoslawienkrieges, des Genozids in Ruan-
da, des Ost-Timor-, Kosovo- und Tschetschenien-Konflikts sowie erneut die aus 
Afghanistan. 

Da der Kodifikationsentwurf  der ILC gerade im Prozeß der zweiten Lesung 
seit 1998 verschiedenen Änderungen unterzogen wurde, waren im Laufe der 
Arbeit an diesem Thema und nochmals vor der Drucklegung zahlreiche Anpas-
sungen erforderlich.  Sie ist grundsätzlich auf dem Stand der Arbeiten der ILC 
und der Literatur vom Frühjahr 2000 fertiggestellt  worden. Spätere Veröffentli-
chungen wurden teilweise noch in die Anmerkungen aufgenommen. Die erör-
terten Regelungen der Draft  Articles on State Responsibility wurden auf den 
Stand des Abschlusses der zweiten Lesung im Sommer 2001 hin aktualisiert. 

Die Arbeit lag im Wintersemester 2000/2001 der Fakultät fur Rechtswissen-
schaft der Universität Bielefeld als Dissertation vor. Mein besonderer Dank gilt 
meinem Doktorvater, Prof.  Dr. Christoph Gusy. Er hat die Arbeit während mei-
ner Zeit als wissenschaftliche Mitarbeiterin an seinem Lehrstuhl in Bielefeld 
betreut und war stets zu Diskussion und Kritik bereit. Auch stellte er mich fur 
einen Forschungsaufenthalt  an der University of Oxford und dem dortigen Re-
fugee Studies Centre frei.  Verbunden bin ich ihm aber nicht nur fur die unmit-
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telbaren Anstöße zu dieser Arbeit, sondern insbesondere auch für die anregende 
und lehrreiche Zeit, die ich zusammen mit meinem Kollegen und Weggefährten 
Dr. Gerhard Nitz an seinem Lehrstuhl verbringen durfte,  sowie die Förderung, 
die er mir seit meinem zweiten Studiensemester an der Johannes Gutenberg-
Universität in Mainz zuteil werden ließ. Dafür,  daß er den Kontakt auch wäh-
rend eines Auslandsjahres am Trinity College in Oxford und während der Fort-
setzung meines Studiums in Bonn nicht abreißen ließ, bin ich ihm besonders 
dankbar. 

Meinen besonderen Dank möchte ich auch Frau Prof.  Dr. Ulrike Davy für ihr 
reges Interesse an der Entstehung dieser Arbeit ausdrücken. Ihr verdanke ich 
zahlreiche engagierte Diskussionen und Denkanstöße, und sie war bereit, das 
Zweitgutachten zu erstellen. 

Meinen Kollegen und Freunden Christoph Schewe, Stefan Stricker, 
Dr. Carsten Reimann, Dr. Olivia Lührmann, Birgitta Schönefeld, Hans Arnold 
und Petra Frank danke ich für ihre logistische Hilfe und kritischen Anmerkun-
gen bei der Überarbeitung und Korrektur des nicht eben schmalen Manuskripts. 

Die Drucklegung der Arbeit erfolgte mit der freundlichen und großzügigen 
Förderung des Auswärtigen Amtes und der Johanna und Fritz Buch Gedächtnis-
Stiftung, Hamburg. 

Bielefeld/Brüssel,  im Herbst 2001 Katja  Sarah  Ziegler 
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Jes règles  de la responsabilité  sont en 
quelque  sorte  les règles-clefs  de tout  or-
dre  juridique 

„Toute  la responsabilité,  rien  que la res-
ponsabilité " 

„... an opportunity  of  filling  a void  in in-
ternational  law  in an area  of  burning, 
contemporary  significance  and practical 
under-response" 3 

Erster  Teil 

Einleitung 

Weltweit hat die Zahl der Flüchtlinge ein vorher nicht dagewesenes Ausmaß 
angenommen, das die Kapazitäten der Vereinten Nationen überschreitet.4 Auch 
hierin war das „kurze" 20. Jahrhundert, das als Jahrhundert der Flüchtlinge5 be-

1 Jules  Basdevant,  anläßlich der Eröffnung  der Haager Kodifikationskonferenz 
1930, Actes de la Conférence S.D.N., 1930, V.17, Procès-verbaux de la 3e Commission, 
S. 15, zitiert bei Quéneudec,  S. 5. 

2 Ago, YBILC 1969 I, S. 106, para. 18. 
3 Al-Khasawneh/Hatano , Preliminary Report on the Human Rights Dimensions of 

Population Transfer,  Including the Implantation of Settlers, UN Doc. E/CN.4/Sub.2/ 
1993/17, para. 386 bzgl. der Erörterung von Bevölkerungstransfers  im Rahmen der Sub-
Commission on Prevention of Discrimination and Protection of Minorities der UN 
Commission on Human Rights. 

4 So der Secretary-General in seinem Report E/CN.4/1995/49: „Problems of mass 
exoduses transcend the human rights mechanisms of the UN system", UNYB 1995, 751; 
s. auch Dowty/Loescher , International Security Vol. 21/1 (1996), 43, 47. 

5 Vgl. ζ. Β. Castles/Miller,  Age of Migration, 1993. „Exile of masses" wurde 1939 
vom Völkerbund schon als „outstanding figure of our time" bezeichnet, League of Na-
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zeichnet wird, singular. Während es Fluchtbewegungen zu allen Zeiten gegeben 
hat, haben sie insofern im 20. Jahrhundert eine neue Qualität angenommen, als 
Herkunftsstaaten aktiv die Ausreise bestimmter Bevölkerungsteile betrieben ha-
ben.6 Trotz der massenhaft auftretenden Fluchtbewegungen hat es die interna-
tionale Gemeinschaft bislang noch nicht geschafft,  eine Konvention zur Verhü-
tung und Bestrafung von Bevölkerungstransfers  zu schaffen. 7 

A. Dimensionen des Flüchtlingsproblems 

Die Zahlen weisen steigende Tendenz auf: Waren am 31. Dezember 1960 
noch „nur" 1,4 Millionen Menschen auf der Flucht, so hatte sich die Zahl am 
31. Dezember 1976 innerhalb von sechzehn Jahren genau verdoppelt 
(2,8 Millionen). Ab 1976 erfolgte der Anstieg exponentiell: Schon drei Jahre 
später, 1979 hatte sich die Zahl der Flüchtlinge erneut auf 5,7 Millionen ver-
doppelt. 1985 gab es weltweit 11,6 Millionen, 1993 22,3 Millionen Flüchtlin-
ge.8 Und diese Zahlen erfassen nur die Flüchtlinge, die sich nach der Definition 
der Genfer Flüchtlingskonvention außerhalb des Landes befinden, dessen 
Staatsbürgerschaft  sie besitzen (Art. 1 A Abs. 2 GFK). Zählt man die schät-
zungsweise 25 Millionen innerhalb der Grenzen ihres Heimatlandes Vertriebe-
nen (Binnenflüchtlinge)9 hinzu, müßte die Zahl nochmals verdoppelt werden. 

tions Union, The League and Human Welfare, S. 60; s. auch Al-Khasawneh/Hatano, 
Preliminary Report, UN Doc. E/CN.4/Sub.2/1993/17, para. 10: „century of the dis-
placed person."; Aga Khan , RdC 1976 I, 287, 315: „century of the uprooted". 

6 Davy  I, S. 29. 
7 Vgl. die dahingehenden Vorschläge in den Redebeiträgen von van Asbeck,  Schät-

zel, de Visscher  auf der Tagung des International Law Institute von Siena 1952, AIDI 
1952-11, 160 f., 184, 189; s. auch Rapporteur Pallien,  AIDI 1952-11, 193, 198 f.; Palley, 
in: Essays in Honour of Eide, S. 219, 253; Draft  Declaration on Population Transfer  and 
the Implantation of Settlers, enthalten als Annex II im Final Report von Al-Khasawneh, 
UN Doc. E/CN.4/Sub.2/1997/23; Deng, Guiding Principles on Internal Displacement, 
UN Doc. E/CN.4/Sub.2/1998/53/Add.2; s. auch den resümierenden Bericht UN Doc. 
E/CN.4/1998/53 und den Bericht UN Doc. A/54/409 v. 29.9.1999 sowie den Bericht 
über den Workshop on Internal Displacement in Africa, UN Doc. E/CN.4/1999/79/ 
Add.2, paras. 11 ff.;  s. auch van Boven,  Revised Set of Basic Principles, UN Doc. 
E/CN.4/Sub.2/1996/17, Annex, Prinzip 12. 

8 Angaben nach: UNHCR, Die Lage der Flüchtlinge in der Welt. UNHCR-Report 
1994, S. 3. Daß die wirklichen Zahlen noch erheblich höher liegen, nimmt Ρ. J. Opitz, 
in: ders., S. 15, 27 unter Berufung auf Rechnungen des US-Committee for Refugees an; 
Freedman,  Georgetown Immigration Law Journal 1995, 565. 

9 Zu diesen s. United Nations High Commissioner for Refugees, UNHCR's Opera-
tional Experience with Internally Displaced Persons, 1994; sowie den Analytical Report 
of the Secretary-General E/CN.4/1992/23 und die Berichte des Representative of the 
Secretary-General  Deng an die UN Commission on Human Rights E/CN.4/1994/44; 
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Das heißt statistisch, daß sich fast jeder 120. Mensch der ca. sechs Milliarden 
Menschen auf der Erde auf der Flucht befindet.10 Der UNHCR betreute Anfang 
1995 mehr als 27 Millionen Menschen, davon 14,5 Millionen Flüchtlinge, die 
eine internationale Grenze überschritten hatten, 5,4 Millionen Β innen vertriebe-
ne, 4 Millionen ehemalige Flüchtlinge (Rückkehrer) und 3,5 Millionen Men-
schen, die ihr Herkunftsland verlassen haben und die nicht als Flüchtlinge aner-
kannt sind, aber der Zuständigkeit des UNHCR unterfallen. 11 1997 waren es 
22,7 Millionen (13,2 Millionen Flüchtlinge, 4,9 Millionen Β innen vertriebene, 
3,3 Millionen Rückkehrer und 1,3 Millionen de facto-Flüchtlinge). 12 Ende 1999 
waren es 22,3 Millionen (11,7 Millionen Flüchtlinge, 4,08 Millionen Binnen-
vertriebene, 2,5 Millionen Rückkehrer und 1,5 Millionen sonstige unter der Zu-
ständigkeit des UNHCR).13 1997 „produzierten" 21 Staaten jeweils mehr als 
100.000 Flüchtlinge, 29 nahmen mehr als 100.000 auf. Im Juli 1997 führten Af-
ghanistan (2,7 Millionen), Liberia (778.000) und Bosnien-Herzegowina die Li-
ste der Herkunftsländer  an.14 

Diese Angaben demonstrieren das quantitative Ausmaß des Problems. 
Gleichzeitig liefern sie die Basis dafür,  daß in den letzten Jahren der Ruf nach 
einem präventiven, holistischen Ansatz immer lauter geworden ist.15 Zu nennen 
ist neben der Explosion der Flüchtlingszahlen auch die Ausweitung des Kreises 
der betroffenen  Staaten. Obwohl um die 90 % der Flüchtlinge von sogenannten 
Drittweltstaaten hervorgerufen  werden und über 90 % von ihnen in der Dritten 
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